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Am 12. Februar 1924 ist der langjährige Haupworfitzendc des Zuschneiderverbandes, unser lieber

und geschätzter Kollege

in Berlin nach einem zweimonatlichen qualvollen Leiden im Aller von 60 Jahren aus dcm Leben

geschieden.
Einer der besten Vorkämpfer der freigewerkschaftlichen Angestelltenbewegung ist von uns auf

immer geschieden. Schulz war seit 1901 Mitglied seines Verbandes, und er war ebenso lange Zeit auch

aktivster Gewerkschaftsfunktionär feiner Bcrussgenossen. Das Amt des Hauptoorsitzenden hat dieser

unermüdliche Führer feit 1906 ununterbrochen bis zum Tode bekleidet. Er wnr der Pionier der Zu-

schneidergewerkfchaft zu einer Zeit, da dte Angestellten noch in größter Befangenheit und voll von

Vorurteilen die Gewerkschaft als „nicht standesgemäß" verpönt hattcn.

Mutig und entschlossen begnügte sich Schulz auch nicht, seinen engeren Berufsko'legcn das Be¬

kenntnis zur konsequenten Arbeitnehmerpolitik abzuringen. Er gehörte vielmehr zu jener kleinen Zahl

von Angestelltenvertretern, die schon frühzeitig den Gedanken einer einheillichcn Gesamtbewcgung aller

Angcstelltenberufe und ihre enge Verbindung mit den Handarbeitern in Wort und Schrift propagierte.

Der erste Ansatz war der 19IZS begründete „Soziale Ausschuß von Vereinen technischer Privatange¬

stellten", dem sich die Zuschneider wenige Jahre nach der Gründung unter Führung von Schulz ange¬

schlossen hatten. Jn der „Freien Vereinigung sür die soziale Versicherung der Privatangestellten"

war wiederum Kollege Schulz einer der ersten Vorkämpfer einer einheitlichen Sozialversicherung.

Unter den Gründern des „Arbeitsausschusses sür das einheitliche Angestelltenrecht" durste der verdienst¬

volle Name dieses Mannes gewiß auch nicht fehlen. Und nicht zuletzt durften die „Arbeitsgemeinschaft

freier Angestelltenverbände", wie unserer heutige AfA-Bund, Schulz von Anfang an zu ihren unent¬

wegtesten Mitstreiten, zählen.
Die Pflichttreue und Opferfreudigkeit dieses teuren Toten kamen unserer Gesamtbewcgung nicht

weuiger zugute, wie seinem eigenen Verband, dessen Geschichte mit dem Leben von Schulz aufs engste

verknüpft war.

Alle diejenigen Kollegen unserer AfA-Bewsgung, die das Glück hatten, mit Schulz persönlich zu¬

sammenzuarbeiten, haben aber nicht nur den Mitarbeiter und Mitstreiter ver'oren; sie trauern vor

allem um einen treuen Freund, der durch lautersten Charakter, sch'ichtcs Wesen und unbegrenzte Güte

beliebt war und geliebt wurde. <

Jn der Geschichte der sozialen Bewegung bedeutet ein Menschenleben kurze Zeit. So ist einer

unserer Alten aus der jungen Angestelltenbewegung dahingegangen. Die Erinnerung an seinen Vor¬

kämpfer Schulz aber wird im AfÄ-Bund fortleben in ehrendem nnd dankbarem Gedenken.

bcrlin, Februar 1924, Der AfA-Vorstand.
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Angestellte unö ReichÄcsgSwcchl.
L. „Nieder mit dsm Marxismus!" Unter diesem Schlachtruf

hat dic politische und wirtschaftliche Reaktion ihren Vormarsch im

ganzen Rcich angetreten. Mit der Vernichtung des „Marxismus"

ist die Unterdrückung, Entrechtung und brutale Verfolgung der ge»

kennten Arbeiterklasse gewollt, und es wäre ein vergebliches Be»

mühen, hier eine Trennungslinie zwischen dem politischen und wirt»

schaftlichen Scharfmnchertnm suchen zu wollen. Ob die feindlichen

Brüder Kahr und Hitler im Bürgerbräukeller zu München königlich

bayerische Revolution machen, ob ein sogenannter „Ordnungsbund"
bei den Thüringer Lcmmagswahlen die dortige Arbeiterregierung

mit Hilfe des Belagerungszustandes „besiegt" oder ob eine kapita»

listisch orientierte Reichsrc^ierung mit Hi'fe des Ermächtizungs»

gcsetzes Sozialpolitik, Kultur und Recht abbaut, bleibt sich imEnd»

effckt gleich. Es sind überall dieselben TriebkrSste und dasselbe

Endziel. Die Kapitalisten und ihre politischen Diener stnd beim

großen Reinemachen, um alle Reste der revolutionären Errungen»

schasten und darüber hinaus den sozialen Arbeitsschutz der Vorkriegs»

zeit hinwegzufegen. Sie führen einen erbitterten Klassenkampf gegen

die arbeitenden Menschen Deutschlands, um den Absolutismus in

Staat und Betrieb wiederherzustellen.
"

Die furchtbare Wirtschaftskrise, die den Kapitalismus in seiner

ganzen Unfähigkeit offenbart, wird durch die Industriellen ohne jede

Rücksicht auf die deutsche Volksmirtschost unerhört verschärft. Die

Produktionsstillegung, jene furchtbare Waffe der privaten Produk»

tionsinhaber, soll dazu dienen, Angestellte und Arbeiter für ver»

lüngerte Arbeitezeit, Lohnabbau und Aushöhlung der Tarifverträge

gefügig zu machen. In diesem furchtbaren Ringen zmischen Kapital

und Arbeit merden auch die Entrechteten und Enterbten nicht darauf

verzichten dürfen, neben der organisierten Selbsthilfe in der Ge»

wertfchaft auch einen geschlossenen politischen Abwehrkampf

zu führen.
Es gilt auch für die Angestellten, ihre beide» Arme zu ge»

brauchen, um ihre Pflichten als organisierte Gewerkschaftler und

ols Staatsbürger gleichzeitig zu erfüllen. "Die Angeftellten

bcfinden sich im Recht, wenn sie mit den politischen Entscheidungen
des Reichstags unzufrieden sind, denn sie haben heute die Last einer

verfehlten Finanz- und Wirtschaftspolitik zu tragen, ohne daß sie

durch ausreichenden sozialen Schutz gegen Ausbeutung und Willkür

geschützt mären. Sie heben es aber in der Hand, den kapitalistischen

Einschlag des Parlaments zu beseitigen und der aus allgemeinen,
direkten und geheimen Wahlen hervorgehenden Volksvertretung eine

Zusammensetzung zu geben, die der wirklichem sozialen Struktur

unsercs Volkes entspricht. Außerhalb des Parlaments, in den Vu»

«aus und Betrieben sind die Arbeitsmenjchen in der erdrückenden

Mehrheit, sie sind die eigentlichen Träger der Produktion und der

Warenverteilung. Das Parlament selbst aber spiegelt diiese starken
Kräfte des wertejchaffenden Volkes nicht wieder. Das ist die

Schuld der Reichstagswöhler.
Für die Angestellten ist die Verantwortung für die Zusammen»

fetzung des Parlaments um so größer, als sie im modernen Groß»
betrieb zum Unterschied vvm Handarbeiter eine wachsende
Volksschicht darstellen und so bei den Wahlen über ein entscheidendes
Stinimgewicht verfügen.
Wcnn die Angestellten und die übrigen Kopfarbeiter schon bisher

bei den politischen Wahlen sämtlich die Konsequenz aus ihrer ge»

werkschnftlichen Erkenntnis gezogen hätten, dann könnte der Reichs»

tag nicht immer wieder ein angestelltenfeindliches Gesicht bekommen.

Diese politische Aktivität der Angestellten hat bislang gefehlt. Sie

ist angesichts der zugespitzten sozialen Lage in Deutschland zum Ge»

bot der Stunde geworden
Die wachsende Unzufriedenheit mit den bestehenden Parteien darf

fich nicht im Kritisieren erschöpfen, denn die Angestellten sind in ihrer

Gesamtheit als Wählerschaft durchaus imstande, eine grundlegende
Aenderung in der Zusammensetzung des Parlaments herbeizuführen.
Bei aller Kritik an den einzelnen Parteien darf doch schließlich
nicht unbeachtet bleiben, daß im Reichstag die Mehrheit entscheidet;
ihr den kapitalistischen Einschlag zu nehmen, ist die Aufgabe der

Wähler. Die Kapitalisten waren bisher imstande, das Parlament zu

beherrschen, weil sie sich auf Tausende von proletarischen Stimmen

stützen konnten.

Die bevorstehenden Reichstagsmahlen sind mehr als ein Ringen
um Mandate. Sie sind ein Stück der gewaltigen Klassenkämpfe unserer

Tage. Darum muß es die Pflicht der gewerkschaftlich denkenden An»

gestellten fein, ihre Kräfte auch politisch zu konzentrieren. Es wäre

falsch, or« politischer Verärgerung heraus eine weitere Zersplitterung
der Parteien herbeizuführen und sich so von Neugründungen bessere

Tage versprechen zu wollen. Wir wissen als freigewcrkschaftlich über»

zeugte Arbeitnehmer, daß die parlamentarischen Entscheidungen von

den ökonomischen Machtverhältnissen abhängig sind. Es wäre deshalb
eine Illusion, anzunehmen, daß etwa neue Parteiorganisationen und

neue Organisationsformen helfen könnten. Ja, es besteht die große

Gefahr, daß mancher politisch Ungeschult« glaubt, durch den Bcitritt

zu einer der zahllosen neuen Parteioerein« um das grundsätzliche
Bekenntnis zu einer festen politischen Weltanschauung herumkommen

zu können. Diese Neugründnngen schießen wie Pilze aus der Erde.

Eine neue Republikanische Partei hält es fllr ausreichend, sich zur

äußeren Staatsform zu brennen, ohne eine klarumrissene Wirt»

schaftspolitik anzukünden. Sie ist stolz darauf, „k« ine Endziele"

zu haben. Di« Bodenreformer treten mit eigenen Wahllisten auf.
Siedler und Pächter glauben für sich dasselbe Recht in Anspruch

nehmen zu sollen. Die Anhänger von Sylvia Gesell treten gleichfalls

parteimäßig auf, um frei Land — frei Geld zu erkämpfen. Dazu
kommen eine Anzahl lokaler Gründungen von sog. Arbeit»

nehme rv orteten, die in Süddeutschicmd dem Faschismus nahe»

stehen, in anderen Gebieten dcs Rnches aus Angestellten» und Bs»

cnnienkreisen gegründet werden. All den Neugründungen aber ist ein

besonderes Merkmal gegeben — nämlich derVerzichtaufeine
politische Weltanschauung. Nun mag man an den be»

stehmden Parteien manches auszusetzen haben, die Tatsache, daß ihr«

Programme von eincr festumrissen«« Grundauffassung ausgehen,

sollte ihnen keinesfalls zum Vorwurf gemacht werden. Wi« man

immer zu den einzelnen Parteien stehen mag: es sind große wirt»

schaftliche, kulturelle, religiöse und historische Gesichtspunkte, auL

denen sich die deutsche Parteigliederung nach konservativen, liberalen^

Zentrums» und sozialistischen Gruppen entwickelt Hot. Wo politische

Unzufriedenheit wegen Nichteinhaltung der Parteigrundsätze bcsteht,

muß «s die Aufgabe der Parteimitglieder sein, innerhalb der Parte!

für die Erneuerung des politischen Kurses zu sorgen.^..
Es müßte aber zu einer bedenklichen Verflachung des polt»

tischenLebens führen, wenn künftig zur Vermeidung des gründ»

fätzlichen geistigen Ringens der Parteien um Weltanschauungen diese

Parteien abgelöst werden sollten durch sog. Einheitsparteien, die den

Verzicht auf eine eigene Weltanschauung zum höchsten Grundsatz er»

heben. Auch dte Tagespolitik muß eine gerade Linie aufweisen, und

sie wird es nur, wenn die Partei ein klarumrissene? Ziel vor

Augen hat.
Die freien Gewerkschuften werden unter Wahrung ihrer eigenen

parteipolitischen MutralitSt nie darauf verzichten dürfen, ihre An»

Hänger staatsbürgerlich in «inem Sinne zu erziehen, der ihnen eine

klare feste Stellungnahme zum kapitalistischen Staat, zur hcutiz«»

Wirtschaftsordnung gibt. Aller gewerkjchaftlicher und politisch«
Kampf um Tageserfolge wird erg«bnislos bleiben müssen, wenn di«^

Angefüllten nicht bereit sind, die eigentlichen Ursachen alles Elends,

den Kapitalismus selbst, zu bekämpfen. Für die denkenden Angestell»

ten dürfen darum Sozialismus und Gemeinmirtschaft nicht aus der

WcchldKkussion ausgeschaltet werden, ste sollten tm Gegenteil rich»

tunggebend sein für die Entscheidung der Kollegen.

Die Kapitalisten haben uns gezeigt, daß ste wirtschaftlich und poli»

tisch immer wieder ihr nacktes Klasseninteresse verfolgen. Mögen auch

die Angestellten bei den kommenden Wahlen ihr ganzes Gewicht t»

dle Wagschale ihrer Klasse werfen. Darum keine Denkfaulheit,

keine öde Vermischung der großen politischen Weltanschauungen zu

«inem großen Brei von Wohlfahrtspolitik, sondern politischer Be»

kennermut. geleitet von der freigewerkschcuMhen Grundäuffassung

des unüberbrückbaren Gegensatzes zwischen Kapital und Arbeit.

Beachtet Rundschreiben
Nr. 3/1924 über die

DmchorgMpemng öer
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Schlichtungswesen unö Zwangstarif.
Von Richard Seidel.

Die Frage nach den Vorzügen und Nachteilen eines Schlichtungs¬

verfahrens unter staatlicher Führung, das mit gewissen Mitteln des

Zwanges ausgestattet ist. ist uns ganz plötzlich von zmei Seiten her

von neuemLestellt worden: einmal durch eine hohe Behörde desselben

Staates, in dessen Händen der Apparat des Schlichtungswesens ruht,

ein andermal durch das organisierte Unternehmertum. Die Art der

Fragestellung ift in beiden Fällen verschieden, obwohl die Tendenz

Kner Behörden mie dieser Unternehmer die gleiche ist und auch die

Beantwortung der ausgeworfenen Frage wird verschieden scin

müssen, je nachdem, ob wir sie nur von dieser oder nur von jener

Seite besehen. Das deutet aber nur auf die Schmierig keit

des Problems und die Zwiespältigkeit seines

Gegen st andes hin. und daher vermögen wir in dem Zusammen»

treffen beider Umstände nur eine Warnung vor einer über»

eilten Stellungnahme zu erblicken.

Ein zwiespältig Ding ist jenes gesetzliche Schlichtungsverfahren,

dessen wir zurzeit teilhaftig stnd. in der Tat. Der Brief des Herrn

v Schrieben an den Reichsarbeitsminister, den wir natürlich mit

unserer Anspielung auf eine hohe Staatsbehörde im Auge hatten,

zeiqte es deutlich. In diesem Schreiben machte der Vertreter des

Reichssinanzministers seinem Kollegen Brauns den Vorschlag, er möge

durch eine entsprechende Beeinflussung der Schlichtungs»
ausschüsse oder mit Hilfe einer ErmSchtigmigsverordnung „dahin

wirken", daß bei der allgemeinen Spruchtätigkeit der Schlichtungs»

ausschüsse «über die Lohn» und Gehaltssätze des Reiches nicht oder

nur unter besonderen Voraussetzungen hinausgegangen merden darf".

Die vom Reichsfinanzminister gewünschte Stellungnahme des Reichs¬

arbeitsministers erfolgte „boldmöglichst", mie es der „Bedeutung und

Eilbedürftigkeit der Angelegenheit" angemessen mar. Des langen

Antwortschreibens Brauns an Luther kurzer Sinn war der, daß man

solche Sache so nicht machen könne. Sowohl eine Bindung der

Löhne und Gehölter der Industrie an die vom Reiche an Arbeiter

und Angestellte gezahlten Beträge wie eine Bindung der Schlich-

tungstütigkeit an eine Ermöchtigunisverordnung, mie der biedere

Sinn des Herrn v. Schlieben sie sich vorgestellt haben mochte, er»

klärte Dr. Brauns für volkswirtschaftlich und sozialpolitisch unmög¬

lich. Jm übrigen aber werde er nach wie vor bemüht sein, aus
eine einheitliche Lohnpolitik hinzuwirken und den

Echlichtungsbehörden. das „erforderliche Material sür die

richtige Beurteilung der Gesamtlaqe" zugehen lassen.

Jm Grunde haben uns beide Briefe nichts neues gesagt. Denn

daß der Finanzminister die Gehälter und Löhne der Arbeiter und

Angeftellten des Reiches am liebsten auf dem Wege des Diktats

in mehr oder minder offener Form festsetzen würde und daß er

überdies ein getreuer ScKildliaNer der Unter-'eKmerinterelscn ist. ist

ebenso bekannt wie die Tatsache, daß der Reichsarbeitsminister es

auch früher nicht an der Zuweisung derartigen „erforderlichen Ma¬

terials an die Schlichtungsausschüsse hatte fehlen lassen. Aber noch

diesen beiden Briefen erschien es plötzlich so, als sei das Schicksal
der Lohn» und Gebaltsempfänger in Deutschland rettungslos und

ausschließlich dem Willen der Reichsminister und der nach ihrer

Pfeife tanzenden Schlichtungsausschüsse ausgeliefert. Denn wenn

der Arbeitsminifter auch die allzu ungehobelten Ansprüche des

Finanzressorts zurückgewiesen hatte, so zeigte doch die Tatsache, daß
man im Finanzministerium im Zusammenhang mit dem gesetzlichen
Schlichtungswesen aus so kühne Ideen Karte kommen können, deut»

lich, daß dieser Schlichtunqsavvarat die Möglichkeit zu der vom

Finanzministerium gewünschten Anwendung in sich birgt. Diese
Gefahr, die mit einem solchen in der Hand einer Zentralbehörde
ruhenden Schlichtungswesen verbunden ist, zumal wenn dieses die

Möglichkeit bietet, einen mit Hilse des ..erforderlichen Materials"

gefundenen SMichtuimssprnch durch bebördlichen Akt zmcmasweile
Ni «inen verbindlichen Tarifvertrag zu verwandeln, war nie' zuvor so
drastisch zutage getreten.
- Wenn es dos Ziel des Herrn v. Schlieben war. das Ansehen der

Schlichwngsgesetzgebung und der Schlichtungsorgane in den Augen
der Arbeitnehmer herabzusetzen, so hatte er mit seinem Brief das

beste Mittel dazu gewählt. Die Wirkunq mußte besonders stark lein,
weis dss Schreiben In einer Z«tt bekannt wurde, in der die Arbeit¬

nehmer — auch ohne diesen Blick hinter die Kulissen — nicht gerade
viel Freude an dem Wirken der Schlichwngsorgane erleben. Der

Kämpf der Unternehmer gegen den Achtstundentag mird fast aus»

schließlich mit Schiedssprüchen bestritten. Landauf und landab lind

dl«: Schlichter am Werke, um auf Grund des „erforderlichen Mo»

terlals" ihre „richtige Beurteilung der Gesmntlage" bezüglich der

Arbeitszeit in entsprechenden Schiedssprüchen niederzulegen. Welche
Beurteilung der Gesamtlaqe nach Ansicht dcs Knbin»n« Mcirr die

«richtige" ist, zeigt chnen die Arbeitszeitoerordnung Und wenn die

einzelnen Gruppen der Arbeitnehmer diese Anti»Achtftund«ntags»
Schiedssprüche als unertiörte Zumutung bewerten und ihre Annahm?

weit oon sich weisen, dann versallen sie dcr Schlinge der Verbind,

lichkeitserklärung, aus der es kein Entrinnen gibt.

Daß solche Beobachtungen und Eindrücke auf dcr Seite der Arbeit«

nehmcr keine freundschaftlichen Gefühls sür dic Hcrrcn Schlichter
und ihren geheimnisvollen, mit so verblüffender Sicherheit zur Kür¬

zung der Gehälter und Löhne und zur Verlängerung dcr Arbeitszeit
führenden Apparat hervorrufen können, liegt aus dcr Hand. Und so

sollte man annehmen, daß die Gegenseite, das Unternehmertum, die¬

selbe Einrichtung übcr alles lieben müßte. Stntt dessen lesen wir

in den Scharfmacherblöttcrn einen Zornesausbruch über dcn andcrcn,

gerichtet gegen die Personen einzelner Schlichter, gcgen dicscn oder

jcnen Schiedsspruch und schließlich gcgen die gesamte in Bctracht
kommende Gesetzgebung und die ihr zugrunde liegende J^ee Nur

wenige Beispiele seien angeführt. Auf der Sitzung des crwcitcrtcn

Ausschusses dcs Verbandes der Mitteldeutschen Industrie iin Dc°

zcmber vorigen Jahrcs wurdc beschlossen: „^chicossprüchc, die übcr

die angegebene Höhe (der Löhne) , . . hinausgchcn, auch die sür

verbindlich erklärten, sind unbedingt abzulehnen. Gegcbcncnfalls

müssen die Arbeitgeber mit Zwangsmaßnahmen (Aussperrungen)
eine derartig falsche, die Wirtschaft und deu Wiederaufbau hindernde

Lohnpolitik der Schlichtungsbehördcn bcknmplcn.
Das überflüssige Schlichtungswesen ist . . . in Zukunft abzulelmcii,"
Jn einenl Rundschreiben des Verbandes dcr Deutschen Metall-

industriellen vom Januar heißt es: „Schiedssprüchc, die auf Antrag
der Arbeitnehmer oder von Amts weien verbindlich erklärt

sind und von den Arbeitgebern o's wirtschaUlich nicht tragbar abqe

lehnt werden müssen, werden nicht durchgeführt, wobei auch vor dcr

Stillegung der Betriebe als Knmvfmahnahinr
und letztes Mittel zur Beseitigung des Tcirifzwanqs nicht

Halt gemacht werden soll." Als „unoerändcrtcs Z«l der dcutschcn

Ärbeitgebcrvcr'vände wird in diesem Rundschrcibcn ,.^ie Beseiti¬

gung der staatlichen Zwangswirtschaft auf dem

Gebiete der Tarif- und Lohnpolitik" bczcichnct. Und

in Nr. 2 d-s „Arbeitgeber" tobt sich Dr. Gu"^',»'M. eines der

führenden Mitglieder des Reichsverbandes der Industrie, gegen die

neue Arbeitszeitoerordnung aus Sclbst die gefüllt den Hcrrcn nicht,
und zwar meil auch sie zum Zwecke der Vereinbarung von Mehr^
arbeit auf dcn Wcq dcs Schlichtungsverfahrens und des Tcirifvcr-

traqes verweist. Herr Gugqenheim ist so offcn, folqendes zu

schreiben: „Hicrmit wird auf Umwegen fast hinterrücks dcm er»

sterbenden Tarifvertrag, dessen Verdcrblichkcit sür die

Produktionsinehrung fnst überall einqesehe» wurde, wiederum dic

Tür geöffnet und ihm eine Bedeutung beigcmcsscn, die cr, wcil

wirkliche Arbeitsleistung hindernd allcnthalben zu vcrliercn begann."
Jn diesen Stimmen aus maKaeblichem Scharfmachcrmnnd? klingt

deutlich immer wieder ein best > mmter Ton an: die Kla^e über

gehemmte Lierrschermillkür Das Unternehmertum will

seine gegenwärtige Ueberlegenhcit benutzen, um das Lcbensnivcau

der Arbeitnehmerschaft noch tiefer herabzudrllcken. als es ohnehin

geschehen ist. Dazu muß es schrankenlos diktieren können,

und hierin fühlt es sich durch das Schlichtunqsmescn und dsn Tarife

vertrag gehindert. Immer wieder erklären die Unternehmer. Schieds-

spräche, die iNier ihr Angebot hii'ans^bcii, lcKnen sie p'>ch ^nnii,

wenn sie für verbindlich erklärt sind. Denn se'bst die gegen»

würtigen Lohn» und Arbeitszeit-Schiedssprüche, die wirklich manche

Zumutung nn die Arbeitnehmer enthalten, genügen ihrem Macht-

willen und ihrer Ausbeutunqsmut noch nicht. Allenfalls würde eine

solche Schlichtunqspraxis ihre Billiqunq sinden. die sich selbst dcm

Diktat des orqanjsicrten Unternehmcrtums restlos beugt, etwa in

der Weise, mie Herr v. Schlieben es angeregt hatte.

Aber das ist einem staatlichen Schlichtungewesen, dessen Unpar°

teiilche gegenüber der gesamten Oessentlichkeit vernnM,c>rtlicli lind

und beiden Parteien gegenüber als Pcrsoncn unabhängig Kästchen

müssen, eben doch unmöglich. Ein staatlich?? Schlichtungswesen von

der Art des deutschen muß, wenn es nicht sehr schnell an der ciqcncii

Lächerlichkeit kläglich eingehen will, bei seiner Arbcit stets dcn

Kräfteausgleich suchen, es darf nicht ani die bedinqunqslose

Unterwerfung der einen oder anderen Partei nbziclcn. Der matcri»

elle Inhalt dcr Schlichtungssprüche wird daher stets ein qewisscs

Mittelmaß des Möglichen dorstcllcn. dos sich nnn on>r»

dings aus verschiedenen Elemcnten bildct. Dabei spielt jene „Be»

urteilung der Gesamtlage". die oon den maßgebend«, Stellen dcs

Staates als die „richtige" cmgcschen wirS, eine gewisse Rolle. Aber

in dieser Beurteilung der Gesamtlage, sic mnq von unfcrcm Stand»

punkte aus noch so ungünstig lein, müssen doch stets nuch Er»

wägungen oll gemeiner sozialer Art enthaUcn scin,

demi ein Staat kann nicht in solcher Weise, wie es zurzeit dei uns

geschieht. Lohnpolitik treiben, ohne dabei zu bedenken, daß der Ar»

beitnehmer nicht nur Lohnsklave, sondern auch Staatsbürger. Kon^

sument — und damit von wesentlicher Bedeutung sür die inner«
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Wirtschaft — und Steuerzahler ist. Mit anderen Worten, der Staat

beachtet bei seiner Lohnpolitik nicht nur die Interessen der Unter»

nehmer, sondern zum mindesten auch noch seine eigenen. Dabei

mögen die Interessen der Arbeitnehmerschast schlecht genug gewahrt

sein, aber ste können — neben der Kraft der Gewerkschaften — darin

doch, immer noch eine gewisse Stütze gegenüber einem tollwütig ge»

wordenen Ausbeutertum finden.
' Aber damit würde sich auch das Unternehmertum abfinden; weiß

es doch, das, die „richtige Beurteilung der Gesamt!«"«" durch die

Behörden des Staates ihre Interessen immer weit stärker berück»

sichtiqt als die der Arbeitnehmer. Die paar Pfennige Lohn oder.

Gehalt, die ein Schlichtungsausschuß den Angestellten oder Arbeitern

über ihr Angebot hinaus bewilligt, sind nicht der eigentliche Grund

für ihre wütenden Angriffe, Empört sind sie einmal darüber, daß

sich ilberhaupt eine dritte, unabhängige Stelle in den Abschluß dss

Arbeitsoertrages einmischt, denn sie wollen „volle V'rtrags'reiheit".
wie sie es nennen. Sodann nbcr wendet sich ihre Wut gegen das

Schlichtungswesen, weil es nicht zu trennen ist vom Tarifoer»

tragsmesen. Jedes Schlichtungsverfahren hat noch unserer Ge»

sctzqebunq den Abschluß eines Tarifvertrages zum Ziel, und jeder

für verbindlich erklärte Spruch führt zwangsweise zum Tarif»

vertrag. Das ist der innere Sinn des ganzen Schlichtungswesens,

und negen diesen Sinn vor allem richtet das Unternehmertum seine

Angriffe. Sie können cs nicht ertragen, daß sie durch das Schlich»

tungsvcrfakren ohne und unter Umständen sogar gegen ihren Willen

immer wieder zum Abschluß kollektiver Verträge genötigt werden

können. Auch das widerspricht jener „Vertragsfreiheit", womit diese

Leute einen Zustand meinen, wobei ihnen jeder Arbeitnehmer wieder

einzeln in die Hände gegeben ist, Dalzer sprechen sich die oben

angeführten Unternehmerstimmen so unwillig gegen dic Verbindlich»
keitserklänwn aus, dn^er ?mnört si^ Herr Gug">'ns,c!m darüber,

daß der „ersterbende Tarifvertrag" dessen „Verderblichkeit" er nicht

drastisch genug ausmalen kann durch das Schlichtungsverfahren
wieder zum Leben erweckt wird, und zwar „hinterrücks", nämlich

ohne daß das Unternehmertum sich dem entziehen kann, es sei denn,

cs griffe zur offenen Gesetzessnbotaqe.
Und darin liegt nun dsr wesentliche Vorteil, den das gegenwärtige

Schlichtungswesen der Arbeitnehmerschaft bietet: der im Schlich»

tungsverfcchren liegende Zwang zur Kollekiivregelung stellt zugleich
einen gesetz lichen Schutz des Tarifvertrogsmesens
dar. Ohne diesen Schutz würde die Ausdehnung, die dos kollektive

Vertragswesen in den Jahren seit 1913 genommen hat. bald wieder

bis auf einen Rest zusammenschrumpfen. Gewiß würden die Ge»

werkschaften in der Lage sein, in einer Zahl von Gewerben auch

auf dem Wege der völligen Vereinbarunqsfreiheit zu Tarifverträgen^

zu gelangen. Aber in maßgebenden Produktionszweigen, dort wo^

die Scharfmacher nnd die Herrscher in den Unternehmerzentralen

sitzen, und in vielen anderen Industrien, die gewöhnt stnd, der

Stimme der Scharfmacher zu folgen, würde mit dcm Ende des

gesetzlichen Schlichtungswesens das Ende dcr Tarifverträge eintreten.

Es ist kein Zufall, daß sich die M e t a l l i n d u st r i e l le n, die

vor dem Kriege dcm Abschluß von Tarifverträgen am stärksten wider»

strebten, auch jetzt am lautesten an dem Kampfe gegen Schlichtung«»
wesen und Tariszwcmg beteiligen. Diesen Arbeitnehmergruppen
aber, die vor dem Kriege am schwersten um ihre Tarifverträge hatten

kämpfen müssen, darf nicht zugemutet werden, daß sie

diesen Kampf noch einmal von vorn anfangen,.
Nun könnte man einwenden, auch eine gewerkschaftliche Organi»

sation könnte einmal in eine Lage kommen, in der sie einen tarif»
losen Zustand einem schlechten Tarife vorzieht. Dann könnte die

Jwangsmirkung des Tarifvertrages sie an solchem Verhalten hin»
dern. Aber diese Fälle sind erstens verhältnismäßig selten: wo

folche Verhältnisse eingetreten sind, hat man ste nie angenehm
empfunden und möglichst bald durch Abschluß eines Vertrages zu

ändern gesucht. Sodann aber können die Gewerkschaften dem mit

dem Schlichtungsverfahren möglichenfalls einsetzenden Zwang
zum Tarifabschluß doch dadurch entgehen, daß sie zunächst die Ein»

leituna eines Schlichtungsverfahrens unterlassen, denn der ganze,

nack Ansicht der Unternehmer so drückende Zwang wird doch erst
wirksam, wenn der Schlichtungsausschuß oder Schlichter angerufen
wird. Gefährlich märe nur ein Anruf ungszwang, wie der

berühmte lZ 55 dcs Entwurfes zur Schlichtungsordnunq ihn vorsah.
Aber der ist ja nicht Gesetz geworden und er spielt infolgedessen bei

den gegenwärtigen Erörterungen keine Rolle Der nach der An¬

rufung einsetzende Erscheinenszwang birgt für die Gewerk¬

schaften keine Gefahr in sich, meil sie ohnehin stets bereit lind, zu

Verhandlungen zu erscheinen. Stärkere Bedenken erregt der Ver»

einbarun g s zwang, dec in der Verbindlichkeitserklärung llcgt,
und es wird mit Recht auch in den Gewerkschaften erwogen, eine

Veränderung des Verfahrens der Berbindlicherklärung
vorzuschlagen. Ebenso werden sich die Gewerkschaften imm« mieder

dagegen wehren müssen, daß die Zentralbehörden des Reiches die

Schlichtungsorgane durch „erforderliches Material" und allerlei An»

weisunqen in der Freiheit ihrer Entschließung beschränken. Wenn

der Reichsarbeitsminister nicht selbst dazu beiteagen will, das An»

schen seiner eigenen Gesetzgebung und ihrer Organe auch in den

Augen der Arbeitnehmerschaft herabzusetzen, dann muß. er Siele

üblen Scherze unterlassen. Denn die Arbeitnehmerschaft kann für
die Dauer nur Vertrauen haben zu Schlichtungsorganen, cm deren

Svitze sie. völlig freie, im Denken wie Handeln gleich unabhängige
Männer weiß.

Wollen wir aber als Arbeitnehmer den Wert eines Schlichtungs»
verfahren« und seiner Ergebnisse auch in einer ungünstigen Zcit,
wie der gegenwärtigen, gerecht beurteilen, dann müssen wir noch
folgendes bedenken. Jn den Erwägungen eines Schlichtun"SN'!s»
schusses. dn der Abgabe eines Schiedsspruches voraufgehen, mird stcts
eine Berechnung der jeweiligen gegenseitigen Kräfte ver»

höltnisse enthalten scin müsscn. Anders kann der Schlichtungs»
ausschuß nicht zu jenem Mittelmaß des Möglichen kommen, wie mir

oben das Ziel seiner Mühen bezeichneten. Das ist der Grunds wes»

halb wir zurzeit fast olle Schiedssprüche als gegen uns gerichtet

empfinden, denn wenn dicse Kräfteverhältnisse zuungunsten der Ge»

werkschaften gelaqrrt sind, dann mird sich dieses Verhältnis auch -m

materiellen Inhalt der Schiedssprüche widerspiegeln. Wcnn wir also

den Wert von Schiedssprüchen richtig schätzen wollen, dann dür'cn

wir das, was sie uns zubilligen, nicht messen an dcm, was wir

wünscben und gcrechtcrmeise fordern, sondern an dem, was mir mit

dcm Mitte! des Kampfes zurzeit zu erreichen imstande wären. Bei

welcher Rechnung mir auch noch das in Abzug brinqen müssen, was

ein Kampf an Opfern kostet. Beachten wir alles das, dann werdcn

mir finden, daß die ungünstigen Erfahrungen, die mir gegenwärtig
mit den'Schlichtungsausschüssen machen, kein Grund sind, den Unter»

nehmern den Gefallen zu tun und mit dem Bademasser Schlich¬
tungswesen zugleich dos Ki"d Tarifvertrag auszuschütten.

Vehöröenabbau unS AngesteUtenversicherung.
Durch den Behördenabbau sind eine Reihe Lücken der Angs»

stellten» und Invalidenversicherung, die sich aus dem Mangel an

Uebertrittsbestimmungen aus versicherungsfreier in versicherungs»
Pflichtige Beschäftigung und umgekehrt ergeben, empfindlich fühlbar
geworden. Nach den 8S 9, 10, Nr. 1—3, und 14 des Angestellten»
versicherungsgcsctzcs und den U 1234, 1235, Nr. 1 und 2. und 1242

der Reichsverstcherungsordnung hätten versicherungsfreie Personen
nach den bisherigen Bestimmungen, falls sie, aus dem Dienstver»
hältnis ausscheiden, ohne bereits Ruhsgeld, Wärtegeld oder ähn»

liche Bezüge zu erhalten, weder an ihre bisherige Dienststelle noch
nn die Angestellten» oder Invalidenversicherung irgendwelche Rechts¬

ansprüche. Bisher konnten sie im allgemeinen damit rechnen, ihre
Stellung bis zum Eintritt der Berufsunfähigkeit zu behalten oder

in ein lebenslängliches Beamtenverhältnis übergeführt zu roerden.

Die zahlreichen durch die Abbaumaßnahmen nun plötzlich aus

dieser Hoffnung Gerissenen sehen sich nun ohne irgendwelchen Ersatz

schutzlos für die Zeit des Alters und der Invalidität und ebenso

ihre Hinterbliebenen ohne Anrecht auf irgendwelche Bezüge. Die?'"'

warmem um so größeres Unrecht, als regelmäßig bei der Bemessung
der Bezüge der in öffentlichen Diensten stehenden Beamten und

Angestellten ein nach versicherungstechnischen Grundsätzen berech»
neter Satz von etwa 17^ Proz in Ansatz gebracht wurde, der als

Leistung der öffentlichen Körperschaften zu dem Gehaltsaufwand
hinzugerechnet wurde, d. h. um diesen Satz wurden die Bezüge
niedriaerqehalten. Beim Eintritt dieser abgebauten Angestellten
und kündbaren Beamten in eine Versicherungspflichtige Beschäm»

gung muhte — nach der bisherigen Rechtslage — oon neuem die

Anwartschgft in der Angestellten- oder Invalidenversicherung durch'

Beitragszahlung erworben merden, wobei die ^bisherige versiche»

rungsfreie Tätigkeit außer Ansatz blieb. Durch eine Verordnung
vom 13. Februar 1924 sind diese Härten nun teilweise beseitigt

worden, indem das Versicherungsgeseß für Angestellte und die

Neichsversiclzerungsordnung folgendermaßen abgeändert wurden:

Beim Ausscheiden bisher gemäß der 88 9. 1«, Nr. 1—Z. und

14 des Angestelltenversicherungsgesetzes aus der versicherungsfreien
Beschäftigung müssen für die Zeit dieser Beschäftigung, frühestens

jedoch von dem Zeitpunkt der Einführung der Versicherungspflicht,

für die in Frag« kommenden Berufsgruppen Beitragsmarken in

derjenigen Gehaltsklasse verwendet werden, der diese Personen im

Falle der Versicherungspflacht angehört hätten.
Analoges gilt für die Invalidenversicherung. In der Regel wird

es sich also um eine Nachentrichtung von Beiträgen ab 1. Januar

1913 handeln. Leider werden aber, obwohl Voraussetzung für die

Befreiung der Versicherungspflicht nach 8 9 des Versicherungs»

gefetzes iür Angestellte ln der neuen Fassung vom 10. November

1922 die Gewährleistung der Anwartschaft im Mindestbetrag
der dem Diensteinkommen entsprechenden Höhe
w ar. für die zurüMegende Zeit bis zum Schluß des Jahres 19SS

nur Beiträge der Gehaltsklasse ^ entrichtet. Diese Bettrüge muß
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der frühere Arbeitgeber entrichten: er ist berechtigt, die bis zum

1 Januar 1924 zu verwendenden Marken auf seine Kosten zu be¬

schaffen. Für Ersatzzeiten im Sinne des ß 172 merden keine Bei¬

träge entrichtet. Dies sind vor allem Kriegsdienst- und ähnliche

Zeiten, die die Erhaltung der Anwartschaft sichern und auch für die

Rentenberechnung in Ansän gebracht werden. Solange noch ein

Anspruch auf Wnrteqeld besteht oder Ruhegehalt zugesichert ist.

unterbleibt die .Beitragsenlrichtung. Die Beiträge gelten als

Pflichtbeiträge, für deren Abführung" also der Arbeitgeber haftbar

tst, — Für Personen, die bisher versicherungspflichtig waren und

setzt in etn gemäß der 9, 1«, Nr. 1—3. und 14 des Versicherungs-

gesetzes sür Angestellte verficherungsfreies Bcschäftigungsverhöltnis

eingetreten sind, ivenn sie in den Ruhestand versetzt werden odcr

mit Hinterlassung von anspruchsb-rechtigten Liinterbliebenen sterben,

von dem Bersichernnasträaer 80 Proz. der seit dem 1. Januar 1924

entrichteten Versicherungsbeiträge dem Versicherten oder seiner

Witwe oder, falls eine solche nicht vorhanden ist, dcn Hinterbliebenen

Kindern unter 18 Jahren auszuzahlen. Auf dieses Recht kann b>s

zum 1. Mai 1924 bci dcm nach'dcm 1. Januar 1924 erfolgt»» Bei¬

tritt in eine vcrsicherunqsfreie Beschäftigung binnen zwei Monaten

noch dem Eintritt, dem Arbeitgeber c^genüber vernichtet merden.

D:<s lx>t die Bedeutung für den Fnll. daß die Betreffenden cs

vorziehen, "stch freiwillig weiter zu versichern, wo dann die all»

gemeinen Bestimmungen in Geltung bleiben.

^ie gesckil>rten Bestimmungen treten mit Wirkung ab 1. Oktober

19?Z in Kraft, g^tcn al'o für sämtliche vom Ab^ou betroffenen

N^rsone», soweit ste unter die Voraussetzun"en dieser Verordnung

fa"en, — Wir merden uns bemühen durchzusetzen, daß den ab¬

gebauten Vehördenannestellten und -beamten voller Ersatz ihrer

Anwartschaften, also die Anrechnung in der ihrcm wirklichen Ge»

Haltseinkommen entsprechenden Gehaltsklasse zugebilligt wird.

Gegen öie soziale Reaktion.

Bei dem Zusammentritt des Reichstags hat die Fraktion der

Vereinigten Sozialdemokratifchen Partei u. ci. folgende Interpella¬
tion eingebracht:

Seit M,maten herrscht eine Massenarbeitslosigkeit, die für Millio¬

nen von Volksgenossen — Arbeiter, Angestellte, Beamte und Ange¬

hörige der freien und sonstigen Berufe — furchtbarste Not und bit¬

teres Elend bedeuten. Obwohl die Befürchtungen einer wachsenden

Arbeitslosigkeit von der Sozialdemokratie und den Gewerkschaften

rechtzeitig ausgesrrocl'en worden sind, bat die Reichsregierung keiner¬

lei ausreichende Vorbeugungsmaßnahmen getroffen.
Die derzeitige Produktionsstockung ist vor allem eine Absntzkrise.

Die Ausfuhr deutscher W"ren ist durch ^ine unumschränkte Ml"i"r>"l-

und Kartellwirtschcist gelähmt. Sie schützt die technisch rückständigsten
Betriebe und verhindert die zur Steigerung d'r Exvorifgbigke't nötige

kaufmännisch-technisch rationelle Betriebsweise und Konkurrenzfähig¬
keit. Jm Inland werden die Absatzmöglichkeiten durch unerhörten

Lohndruck, das Anschwellen der Arbcitsl>sigk>-it und dos dadurch
bedingte Schwinden der Kaufkraft breiter Bsvölkerungsschichten aufs

schwerste beeinträchtigt. Die Regierung verhält sich gegenüber diesem
Sinken der inneren Konsumkraft nicht nur völlig passiv; sie trägt

ihrerseits noch dazu bei. die Rcallöhne immer weiter herabzudrücken.
Vom Finanzminister ist die Absicht bekanntgeworden, durch Ein¬

wirkung nuf die Schlichtungsausschüsse die Löhne der Privatindustrie
ohne Rücksicht auf deren Leistungsfähigkeit ebenso gewaltsam zu

senken, mie die Löhne und Gehälter in den Staatsbetrieben.

Die erschreckende Verschärfung der deutschen Wirtschaftskrise ist
hervorgerufen durch den sozial-reaktionären °Borstoh der dentschen
Industrie, insbesondere der Schwerindustrie im besetzten Gebiet, der

in seinen Wirkungen einer allgemeinen Produktionssabotag« gleich¬
kommt. Unmittelbar nnch Beendigung des pessiv^n Widerstandes,
in dessen Verlauf die Arbeiter, Angestellten und Beamten des be¬

setzten Gebietes unermeßliche Opfer gebracht haben, hat die rheinische
Schwerindustrie einen wohlvorbereiteten Ueberfall auf die gesamte
Arbeitnehmerschaft unternommen. Statt der von ibr immer ge¬

priesenen Volksgemeinschaft hat sie eine Arbeitsgemeinschaft mit dem

französischen Mi'itarismus zu schließen versucht, um m>t Hilfe der

französischen Besetzung den Achtstundentag und das Bctricbsrüte-

geseß der deutschen Arbeiter zu Fall zu bringen. Nur «rr der Ab¬

lehnung durch den General Deqouttc ist diesc Verschwörung ge¬

scheitert. Dann haben dieselben Unternehmer ihr Ziel durch Masssn-
kündiqungen und Stillegung ihrer Betriebe erzwungen. Das or¬

ganisierte Unternehmertum hat auf diese Weise sei,'« unumschränkte
Vorherrschaft wiederhergestellt, zugleich mit dem Versuch, dis ganze

Last der Neparationsregelung auf die breiten ci:bellenden Massen
abzuwälzen.
Im schärfsten Klasserikumpf des Unternehmertums werden Löhne

und Gehälter immer weiter abgebaut, die Arbeitszeit wird unerträg¬
lich verlängert. Alle wirtschaftlichen lind sozialen Binoungen merden

yiedergerisfen, tim den uneingeschränkten Betriebsabsolutismus
.wiederherzustellen. . .

W iterhin hat die Vcrcinigung dcutfchcr Arbeitgeberverbände. als

die Spitzen«crtretung des organisicrten ! nternehmertuws in Rund¬

schreiben an ihre UnterverbLnde ein systematisches Vergehen sür die

Beseitigung der Tarifverträge lind dcs staatlichen Schlichtungswesens
eingeleitet., Die Auflehnung gegen dic Sta'tsgewall und di.' be¬

wußte Verletzung der Gesetze sind auf jener Scite bcrcits so wc,t ge»

diehen, daß die Unternehmer von ihren Organisationen nngewicscir
werden, die staatlichen Schlichtui'asausscl'üsse nicht mehr'zu be¬

schicken, Beisitze.' nicht mehr zu stellen, und sowohl bei srcicn nls auch
bei verbindlich erklärte,, Tarifverträgcn, die ihnen nicht genehm sind,
die Waffe der Bctricbsschließung in Anwendung zu bringen.

Dieselben Kreise,-die scit Monaten untcr d^m Rufe nnch Steige¬

rung dcr Produktion die Aushebung dcs Achtstundentages bczwccktcn,
tragen zurzeit die stärkste Schuld am Produktionsrückgang und der

Schädigung der deutschcn Wirtschaft. Die Not dcs Rcichcs und die

Not d^s deutschen Voltes werden ausgenutzt, um den längst gcwoll-
ten Abbau dcs Schutzes der Arbeitskraft jctzt restlos durchzuführen.
Eine Gesundung der deutschen Volkswirtschaft aber ist unvereinbar

mit dcr Auslieferung dcr schaffenden Volkskräfte an private Aus¬

beutung. Die Voraussetzung fllr den Wiederaufbau unserer Wirt¬

schaft ist heute mehr denn je der Schutz der Arbcit als dcs wcrtvoll-

sten Gutes dcr Nation.

Angesichts dieser volksschädigcnden Tätigkeit dcr sozialcn Ütcalnon

fragen mir die Regierung

Jst sie bereit:

1. in Uebereinstimmung mit dcr Politik dcs englischen Arbcits»

Ministers das Washingtoner Abkommen iiver den achtstündigen
Arbeitstag sofort zu ratifizieren:

2. endlich die von, Reichstag wicdcrholt gefaßten Bcschlüssc auf

Beschaffung von Arbeitsgelegenheit auszuführen und dic zu der¬

selben Frage vorliegenden unifassenden Vorschläge dcr Gcwcrl»

schaften zu beachten;
3. gegen den von dcr Vereinigung deutscher Arbciigcbecoer»

bände organisierten Widerstand und die. von dort betriebene offene

Gcsetzessabotagc zum Zwecke der Beseitigung dcr Torifoccirnge
und der staatlichen Schlichtungsorgane entschiedene Abwchrine.sz»

nahmen zu treffen, den Arbeitern und Angestellten cinen aus¬

reichenden Schutz zu gewähren;
4. die Schlichtungsausschüsse anzuweisen, die Vcrlängcrung der

Arbeitszeit über acht Stundcn nur bci zwingendem Nachwcis volks¬

wirtschaftlicher Notwendigkeit und nur von Fall zu Fall verbindlich

zu erk'ciren?

5. Was gedenkt die Reichsregierung zu tun, um zu verhindern,

daß dnrch einen anhaltenden Lohnabbau und eine übermäßig ver¬

längerte Arbeitezeit, die boid: produktionshemmend wirken, crneut

die außenpolitisch gefahrvolle Auffassung entsteht, als wäre in

nächster Zeit eine Schinutzkonkurrenz von Deutschland auf dem

Weltmarkt zu erwarten?

Einteilung öer Ächlichterbezirke.
In Nr. 1 der ,,AfA-V»ndesze!tung" veröffentlichten wir eine

Uebersicht über die Abgrenzung der Schlichterbezirke gemäß
Artikcl I, Z 2 der Schlichtungsverordnung von, 30. Oktober 1923.

Damals waren nur für einen Teil der Bezirke die Schichter bereits

berufen. Inzwischen sind durch den Reichsarbeitsminister für die¬

jenigen Bezirke, für die Schlichter noch nicht bestellt waren, solche
ernannt worden.

Die Ergänzung der Schlich'erbezirke und Schlichter sind aus nach¬

folgender Aufstellung ersichtlich:

Besetzung der Schlichkerbezirke.
(Ergänzung dcs im „Reichsarbeitsblatt" vom 16. Januar 1924,

Amtlicher Teil S. 13, veröffentlichten Verzeichnisfes,)

Schlichterbezirk Hamburg:
Bureau des Dr.-Jng. Stenzel in .Hamburg, Holstenwall 12, Fern¬

sprecher Merkur 930. Wohnung: Blcmkenese Krühcnberg 2, Fern¬

sprecher 744.

Schlichterbezirk Hannover:

Schlichter: Gärtner, Regierungsrat bei der Regierung in

Hannover Bureau: Am Archiv 3, Fernspreclzer Nord 4135. —

Wohnung: Bödeksrstr. 7«. Ständiger Vertreter in Bremen:

Dr. Völckers.

Sch lich ter bezirk Hessen-Nassau:

Schlichter: Schilling, Gewerberat in Hemau. Bureau: ,

. Wobnung: Hanoi, a. M.. Will^lmstr. 10, Fernsvr. »IN.

(Solange der ständige Vertreter in Kassel noch nicht beftcllt ist,

erstreckt sich der Wirkungskreis des Frankfur'er Sch ichters auf dcn

ganzen Schlichterbezirk,)
Sch lich ter bezirk Baden:

Schlichter: Dr. Jolln. Landgerichtsrat in Karlsruhe. Bureau:

Gemerbeniifsich scwit, Schloßplatz 2«, Fernsprecher 42«. Wohnung:

Hirschstr. 12, lll.



Seite 18 AfA»Bundes zellung Nummer 3

Schlichterbezirk Württemberg:

Schlichter: Schmucker, Ministerialrat im württembergischen
Arbeits» und ErnLhrungsmimsterium in Stuttgart. Bureau: Linden«

prahe 4. Fernsprecher 10807.

Schlichterbezir! Niederschlesien:

Schlichter: Philipp, Oberpröstdenl z D. in Breslau. Bureau

und Wohnung: Augustastr. 123. Fernsprecher Ring, 8693.

Schlich terbczirk Ostpreußen:

Sitz: Gumbinnen (anstatt Königsberg).

Schlichter: Lohmann, Regierungs. und Eemerberat in Gum¬

binnen. Bureau und Fernsprecher: Regierung. Wohnung: Park»

straße I.

Aus öem Innenleben öes Gedag.
L /r. Jm Gcsamtverband Deutscher Angestelltengewerkschaften

zeigen sich bedenkliche Zerfallserscheinungen. Der D e u ts ch e B a n k>

beamtenverein.der neben dem DHV. bisher die einzige große

und selbständige Angestelltencrganisation in jenem Lager war,

hat seinen Austritt vollzogen, weil er es überdrüssig geworden war,

sich dem Diktat der Deutschnationalen noch länger zu unterwerfen.

Der ausführliche Bericht der „BankbeamtenzeituNg" vom 31. Januar

d. I. zeigt auch deutlich, welch maßlosen Terror sich der Deutsch»

nationale Handlungsgehilfenverband dsher innerhalb der christlich»
nationalen Angestelltenbewegung auszuüben erlauben durfte. Da der

DHV. seinen chronischen Mitqliederschwund durch Zahlenkunststücks
nllcin nicht mehr verbergen konnte, so kam er auf den Gedanken,

seinem Brudcrrerbemd die Bankangestellten abzujagen. Um diese

Berufszruppe zwangsweise ven der Richtigkeit des DHV. und der

aussichtslosen Lage des Deutschen Bankbeamtenverbandes zu „über¬

zeugen", versuchten die Teutschen vom Holstenmail die Allgemein»

Verbindlichkeit des Reichstarifs für die Bankangestellten beim Reichs»

arbeitsministsr zu hintertreiben. Die Nachprüfung der Reichs»

arbeitsvermaltung hat indes ergeben, daß der DHV. im Bankgs»

werde, wie >n anderen Gewerben, eine an seinem großen Mundwerk

gemessene winzige Mitgliederzahl hat.
Das Schielen nach der Bankangestellten Nachbarsgarten hatte

es schon Z920 notwendig gemacht, daß im Gedag besondere „Richt¬

linien" sür die weitere Mitarbeit der Bankangestellten im christlichen

Gesamtverband nötig geworden waren. Der DBB. schreibt:

„Es war schon charakteristisch für den DHV. und konnte die

Stimmung sür unsere Zugehörigkeit zum Gedag nicht gerade heben,

daß ein solches Abkommen überhaupt nötig erschien."
Da die DHV.-Athleten es mit der Jnnehaltun'' von Abkommen

nicht genau zu halten pflegen, so mußte der DBV schließlich zur

Waffe' dcr Beitraqssverre an den Gedag greifen, und der Eesamt¬

verband der christlichen Gewerkschaften wurde zur Entscheidung an¬

gerufen. Der Krach murde jedoch immer lauter, und der DBV.

sand auch bei Herrn Staatsminister Stegerwald, dem „unpar¬

teiischen" Vorsitzenden des eingesetzten Schiedsgerichts, kein Recht.

Der Konflikt müßte sich noch verschärfen durch die verräterische Hol»

tung der dem Gedag angehörenden Reichsmirtschaftsratsmitqlieder.
Der Manteltarif der Bankangestellten enthielt u. a. die Festlegung

des Achtstundentags (Sonnabend 6 Stunden, „mährend," so schreibt
der DBV..

„die Vertreter des DHV. und dcs Verbandes weiblicher Ange¬

stellten (und des GdA.) sich >m Reichswirtschaftsrat bei der Bera¬

tung dcs Arbeitszcrtgesetzes die größte Mühe gegeben haben, den

Achtstundentag für das Bcmkqewerbe zu ruinieren und sür die An¬

rechnung der sogenannten „Arbeitsbereitschaft" der Ladenangestell¬
ten und ähnlicher Kategorien ols Arbeitszeit zu verschachern."

Schon damals stimmten die Kollegen vom DBV,, obwohl sie noch,
dem Gedag angehörten, mit den AfA,-Vertretern gegen jenes

Scbeindgesetz.
Auch die übrige Schi'derung des DBV. zeigt die ganze Skrupel»

losigkeit mit der der Deutschnationale Handlungsqehilfenvcrband im

christlichen Gesamtverband herumfuhrwerkt, um die^übrig-en Organi¬

sationen für seine Agitation»;- und Parteizmecke einzuspannen. Die

traurigste Rolle spielt dnbei der Verband der meiblichen kxin^el«-

und Bureauangestellten, der in der „Bankbeamtenzeitung" mit Recht
nur noch die „Filiale" des DHV. genannt mird. Wenn die

G?dag-Aqitntoren gelegentlich wieder einmal den AfA-B'md to'lcwcn

sollten, darf ihnen das Urteil d"s Deutschen Bonkbeamtenverbandes

verlesen werden, der ihn in nächster Nähe kennengelernt hat und

über das nach seinem Austritt verbliebene Wrack wörtlich schreibt:

„Der Gedag I st gesprengt-, die außer dem „FilialbstrisK"

noch vorhandenen Vereine sind entweder mühsam om Leben erhol»

tene „Flaschenkinder" des HHV. (gemein^ sind vor allem „Deutscher

Werkmeisterbund" und der „Verband Deutscher Techniker") oder

kleine Organisationen, dle für dos kaufmännische Leben ohne Be»

deutung sind."

Armer DHV. Nach diesem Zusammenbruch solltest Du wenig»
stsns den Namen des so kostspieligen Gedag zu retten versuchen.
Wir empfehlen:

Gewesene deutschnationale Agitattons-Gelegenhett.

Deutsche Angestellte im AuSlanöe.

Durch die augenblicklich in Deutschland herrschend« ungemein
große Arbeitslosigkeit unter den Angestellten wird der Arbeitsmarkt
in den angrenzenden Ländern, besonders in Oesterreich über»

schwemmt. Hinzu kommt, daß auch in Oesterreich und In der

Tschechoslowakei trotz Abeblxns der Wirtschaftskrise noch parke Ar»

beitslosigkeit zu verzeichnen ist. Zu dem Bestreben der Angestellten,
die zurzeit nicht gerade gastlichen Stätten Deutschlands zu verlassen,
tritt das Bestreben der Unternehme In den obengenannten Län¬

dern, ausländische Arbeitskräfte in ihr r«nd zu ziehen, um da»

durch die Gehälter zu drücken. Dis anscheinend enormen Beträge
in Kronen verlocken die deutschen Koller««. Stellurgen in Os'?er°

reich und in der Tschechoslowakei anzunehmen. Kommen sie jcdoch
an Ort und Stelle, dann zeigt sich, daß dle nach deutschen Begriffen
in Papiermark gerechneten Summen meist niedriger sind als die

üblichen Gehälter der Kollegen In den genanntcn Ländern.
Die ausländischen Unternehmer engagieren die deutschen Ange¬

stellten natürlich nicht, weil sie Deutsche sind, sondern n'ür deshalb,
wcil die vereinbarten Gehaltssätze nvch billiger sind ols die der

einheimischen Angestellten. Die Rutschen Kollegen snislen so —

freiwillig oder unfreiwillig — die Rolle von Lohndrückern.
Cs wird deshalb dringend davor gewarnt, in unmittclbar« Einzcl-

verhandluriqcn mit ouslSndlschsn Unternehmern einzutreten. Viel¬

mehr empfiehlt es sich in jedem einzelnen Falle, vorher be! den

zuständigen Organisationen Erkundigungen über die Arbeitsbedin¬

gungen einzuholen.
Der Zentralexekutivs der sreigewerkschaftlich«« Angestelltenver¬

bände in der tschechoslowakischen R«publik sind folgende Organi»
sationen angeschlossen:

1. Allgemeiner Jndustrisangeftelltenverband, Reichenbsrg, Schloß»
gösse Nr. 1.

2. Oe5kc>slc>venslc^ svs? vseureaniokv, prs? II, Zun?munnov«
nsm 17.

Z. lZrlborcivs or?sni5see «1. sävokatniiioa notsr8kedo

ureclniolvs. Prs?-Weinber«e lZramtlavs 23.

4. Lvs? ureclnietvs s ?ri?enectvs slclsrslceno prumvslu Ä

obekoclu. I'ev'it^-^ekönsu. 1'ere?in8ks 2.
5. Union der Geschäftsreisenden und Bertreter, Prag II, Jung»

mannovo 29.

6. Verband d. Bank- und Sxarkaffenbeamten, Prag II. Smecky 22.

7 Verband der Bergbau» und Huttenangestellten, Turn-Teplitz,
Dammstr. 427.

8. Zentralvcrband der Angestellt«« in Industrie, Handel und

Berkebr. Terütz-Schönau, Seilerstr. 1.

9. Zentralverband der Handels» und Jndustricangestellten (Ein»
heitsverband der Privat- und öffentlichen Angestellten), Prag II,
Jungmannova 29.

10. Zsntrnlverband der Versicherungsangestellten. Prag li.
Lüßomooa 46. .

In Oesterreich bestehen folgende sreigewerkschaftlich« Angestelllen»
verbände:

1. Zeniralverein der kaufmännischen Angestellten Oesterreichs,
Wien I. Wsrdertorgasse 9.

2. Bund der Jndustrieangestellten Oesterreichs, Wien V. Sieben»

brunnengasse 29,

3. B'md der Bank» und Sparkasfengehilfen der Republik Oester»
reichs, Wien I, Kleeblattgaff« 4.

4. Reichsverband dsr Advokatur- und Notariatsangestellten
Oesterreichs. Wien IX. Berggaffe 89.

5. Zentralverband der BmnenschisfahrtsangesteUten, Wien III,
Hintere Zovamtsstrnß« 1.

S. Zentralverband der Versicherungsangestellten, Wien I, Deutsch»
ni«ist«rplatz 2 l.

7. Zentralverband der Zeiwngsangest«lttm, ZiegKrgassev 2S,
Wien Vll.

8. Reichsverein der Bank» und Soarkaffenbeanrten Oesterreichs,
Wien r.^chottengaffe 7.

,
Die kommende Arbeitsgemeinschaft. >

Die sterbende Zentralarbeitsgemeinschaft, der wir bereits in d»

Februar-Rummer unseres Blattes einen gebühr«nden Nachruf ge»

widmet haben, wird auch von Unternehmerleite heute nicht sehr

liebenswürdig besprochen. So heißt es in. einem Artikel des „Tag"

vom 27. Jannar IS24. in dem Alsred Legeler über »Vne neue

ArbeltLgemeinschaft" schreibt, einlotend u. a,:
'

-
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„Im allgemeinen war diese Arbeitsgemeinschaft eben nichts als

ein unaufhörlicher Versuch, Kompromisse zwischen der freigewerk.

schaftlichen Weltanschauung und Politik einerseits und einer ver>

nünftigen industriellen Produktionspoiitik andererseits zu schließen."

Wie weit die Produktionssabotage der Industriellen von eincr

wirklichen Produktionspoiitik entfernt ist, haben uns die Schwer,

industriellen in den letzten Monaten im Rheinland zur Genüge be»

wiesen. Zur Frage, wie die neue Zentralarbeitsgemeinschast nach

den^Wünschen der Scharfmacher aussehen soll, schreibt Legeler:

„Unter Berücksichtigung der Fehler des alten Abkommens vom

15. November 1918 und der gesammelten Erfahrungen ist eine ganz,

lich neue Vereinbarung zu schaffen, die beruhen mutz auf der Vor.

ciussetzung der freien Verständigung der Parteien; behördlicher

Zwang, welcher Art er auch sei, wäre dcr Zersetzungskeim einer

jeden solchen Institution. Ein Zwang zum Abschluß von Tarifoer.

trägen dürfe nicht bestehen, ebensowenig die allgcmeine Verbindlich,

kcitserklärung von Tarifverträgen. Auch fllr Schlichtung von

Streitigkeiten sei jeder Zwang auszuschalten, die Bestellung und An>

rufung von Schlichtern dürfe nur im beiderseitigen Einverständnis

erfolgen. Staat iche Instanzen dürsten stch nur im äußersten Not.

fall bei Streitigkeiten, tie unsere gesamte Volkswirtschaft und Politik

bedrohen, einmischen. Auch die Betriebsverfassung muß auf der

Basis freier Verständigung zwischen Unternehmer und Belegschaft

aufgebaut sein. Unbedingt zu unterstützen ist das Verlangen, dem

Arbeitnehmer das durch die Weimarer Verfassung verbriefte „Recht

aus Arbeit" wiederzugeben, bedeutet doch genau genommen eine

Beschränkung dieser Zusage — die erneut wieder durch die Arbeits.

zettverordnung vorgenommen wird — einen Eingriff in die per»

sönlichen staatsbürgerlichen Fundamenta,rechte jedes einzelnen.

Organisatorisch sollen neben die ZAG., oie in loser Form die Spitzen»

Vertretungen der Unternehmerschaft mit den Gpitzengewerkschaften

oller Richtungen zusammenführen soll, und neben die Reichsarbeits»

gemeinsamsten auf fachlicher Grundlage die Werks», Orts» und Be»

zirksgemeinschaften treten, aufgebaut auf der Zusammenarbeit des

Unternehiners mit der eigenen Arbeiterschaft. Diese Werksgemein,

schaften sollen cie Grundlage für Tarifgemeinschaften abgeben. Die

Arbeitnehmerscite muß sich verpflichten, die vollkommene Koalitions»

freiheit auch ihrerseits zu verwirklichen und anzuerkennen. Des»

gleichen müssen die Werksvereine als Gewerkschaften anerkannt

werden."
»>

Also „Freiheit und Arbeit", oder besser gesagt, restlose Auslieferung

der Arbeitnehmer an ihre kapitalistischen Ausbeuter. Ersetzung der

kollektiven Verträge über Lohn und Arbeitsbedingungen durch Werks»

gemeinschaften Anerkennung der gelben Werkvereine und Aus.

rottung der freien Gewerkschaften. Das Ganze nennt man „Arbeits»

gemeinschaft". Wir nennen es Unverschämtheit.

International Untecnehmeeorgamsationen.
In allen Ländern der Welt steht der organisierten Arbeitnehmer»

schaft ein gut organisiertes Un'nehmertum gegenübcr. Die

nationalen organisatorischen Vereinigungen sind leichter zu über»

sehen, besonders in Deutschland, Oesterreich, in der Tschechoslowakei
und den skandinavischen Ländern. Die internationalen Verbin»

düngen jedoch stnd schwerer festzustellen. Die organisatorischen For»
men treten nicht offen zutage,, sie breiten sich mehr im Stillen aus.

Den Unternehmern Ist es ja auch viel leichler. sich international

zu verständigen. Dazu dienen besonders die internationalen Ver¬

flechtungen von Banken, Industrie und Handel, die dem Nnterneh»
mer in seiner Eigenschaft als Aktienbesitzer und Aussichtsratsmit»
glied auch tn andcren Ländern Einfluß verschafft.
Wcnn sich auch bei den Untemehmern dis Zusammenarbeit er»

schmert. soweit es sich um eigene Interessen handelt, weil sie in den

verschiedenen Ländern oft entgegengesetzte Interessen haben, In ihrer
Stellungnahme gegenüber der Arbeiterschaft stimmen sie vollständig

Lberein, auch international.

Es besteht gar kein Zweifel, daß der Kampf gegen den Achtstun.

dentag auf internationale Abmachungen der Unternehmer zurück»
zuführen ist. Zroischen dem deutschen und dem französischen Unter,

nehmertum scheint eine besondere Uebereinstimmung vorhanden zu

fein in bezug cmf die Ruhrsrage Im besonderen und die Wiedergut'
machuwisfrage tm allgemeinen.

Di« Anzahl der internationalen Arbeiterorganisationen ist nicht
allzu groß. Jm Jahrbuch des Internationalen Arbeitsamts stnd
nachstehende Organisationen aufgeführt:

Jnternationale Organisation der industriellen Arbeitgeber.

Brüssel (Organisation Internationale des Employsrs Jndustriels,
Bruxelles);

Internationale Handelskammer. Paris (Chcnnbre dc Eominerce

Internationale, Paris);
Jnternationale Föderation der Unternehmer im Schifftau. Lon»

don (Jnternalional Shivping Fcdecation, London);

In ernationale Vereinigung dcr Eiscnbahnkongrcssc, Brüssel

(Association Jnternationale des Congr« des Ehemins dc fer,

Brurclles);
Internationale Föderation der Baumwollindustricllcn, Manchester

(International Fcderci.tion os Master Cotton Spinners and Manu»

facturers, Manchester);
Internationaler Bund der Landwirtschaftlichen Syndikaie, Paris

(Confedcrcxtion Internationale des Syndikats Agricoles, Paris);
Internationale Föderation der Untcrnehmer im Baugewerbe,

Paris (Föderation Internationale du Bütiinent et dcs Trcivaux
Publics. Pc.ris);

International« Föderation der Schnciderinesier, Brüssel (F<id<«
ration Internationale des Maitrcs Tailleurs, Bruxcllcs),

Die „Vereinigung der deutschen Arbcitgebcrvcrbönde Oculsch»
lands", S,tz Berlin, gehört dcr „Jntcrnationalcn Organisntion der

industriellen Arbeitgeber" in Brüssel an.

Jeden"« 's Hot die orgcm sierte Ardcitnehmcrschaft alle Lcrcm'

lassung, nicht nur die nationalen, sondern auch dic internationalen

Organijatioiisbestrcbungen der Unternehmer nusmcrtjam zu vcr»

folgen,

InternationaZer Gewerkschaftskongrep l?24.

Der Kongreß des Internationalen Gcwerkschaftsbundcs, Sitz
Amsterdam, der in der Zeit voin 2. bis 7. Inni 1924 in Wien tagen

wird, hat auf seincr Tagesordnung u a. vorgcsehcn: Siatutcnver«

änderung; Organisatorisch« Verbindung zwischen JGB. und Inter¬

nationalen Bcrufssckretariatcn; Anträge, Stellung des JGB. in der

intcrnationalm Arbeiterbeivegung; Internationa'« Gesetzgebung;
Internationaler Kampf um den Achtstundentag, s) Angriff dcr Untcr»

nehmer und Regierungen, b) Vcrteidigungsinittel dcr Arbcitnclzmcr

einschließlich dcr Vctriebsrätcfrage.

Anti-Kriegstag.
Zur Propaganda gegen Krieg und Kricgsvcrwüstung hat dcr Bor.,

stand des Intern« ionalcn Gcmerkschaftsbundcs, den, unser AfA»
Bund angeschlossen ift, beschlossen, em dritten Sonntag im Scp»

tcmber, also am 21. September 1924, einen internationalen AniK

Kriegstag zu veranstalten. Es wird sich um <ins gc>raltige Kund«

gebung der arbeitenden Wett gegen den unersättlichen Jmperialis«
mus handeln, der aus der kapitaliüischcn Wirtsck<if!sordnunq er¬

wächst und die Völker niciit zur Ruh?, und wirtschaftlichen Entful-

fclltung kommen läßt. Ueber die Einzelheiten der Demonstrativ»
wcrden wir eingehend berichten, sobald die Verhandlungen dcs

JGB. mit den übrigen am Anti.Kricgstag bcteiligtcn internationale»

Organisationen beendet sind.

Arbeitsbericht öer AfA-Ien!ra!e.
Februar 1924.

Wirtfchafispolltik.
ttm 7. Februar Sesuszten sick dic EpitzcngeiverNchssleii mit dcr R«>.«alm»Z»

frage und delegierten als gemeinsamen Vcrlreier dcn Kollege» Grnnmann

vom NSGV, zu Verhandlungen mii dem erste» Aufschub der Revarn!io»S,>

kommission, der iür die Aussassung der Gewcrischasicn über die Wege zur.

Sanierung der öffentlichen Zinauzen und die Stabilisierung der deutschen

WSbrung berichtete.
Am Ll. Februar fand Im Reichsarbeitsministerium eine Situmg aller (?e»

wcrkfchasiSrichtungcn statt, in der über die Denkschrift deS AfAVundeS zur

Bekämpsung der Arbeitslosigkeit (s, „AsZI.Vlindcszcitung" Nr. 2. S, ^ ciu»

gehend verhandelt wurde. Auch bci dicscr Gelegenkeit munte festgestellt

werden, dak die Rcichsregicrmig gegenüber der herrschenden MnnenarbeitS»

losigkeit ballige Passiuilät zeig!,

DaS Auswärtige Amt ift van „ns angeregt worden, stch für die Aushebung

der Einfuhrsperre don deutschen PboioartUeln nach der Tschechoslowakei zn,

verwende».
Sozialpolitik.

Der. SWV.-AuSs>5„s: bckaktc sich erneut mit dcn AuSfii?n:uttgSb>''!iin,»,inge,l

zu ß l dcS AnecftelltenversichcrungSgeset'es über den KkreiS der Versicherung»»

Pflichtigen Anqcsrclltcn, mit dcn A,rSsi,brunqSbeiiimmn»gcn zum Arbeitszeit»

gescp, der Arbeitsgerichtsbarkeit sowie den Wahlen zur Eoziawcrstchcrnng,

Ueber die Ausführungsbcftimmiinaen dcs 8 1 des ABG wurde mit dcm

ReichsarbeiiSinwisierium verhandelt. SS gciang. eine Reibe der bon »uS be»

nnswndeten Bestimmungen nuS dem «egierungSenimurs nuSiumerzen. Einc

Anzahl don einzelnen Kategorien der Angestellten. insSewndcre aus dem

Krcisc dcr Werkmeister, konnte noch eingefügt werden. T» oer erste Teil der,

AusführungSbeslimmungen (Tertilindusiriei im neuen Entwurs immer »och

Mängcl cnthieit. war cs notivcndig. bor Schlüd dcS Berichts»,.',inIS noch'

mnls Abänderungsvorschläge einzureichen.

Auf Rundfrage dcS Reichsarbeitsministeriums gab der RfA-Aund seine liu»

stimmung da,,,,, daf! die Wahlcn dec Veifiher dcr Ausschüsse, Kammern un»

Senate für die AngcslclltenvcrNckcrung durch die Mitglieder des ncuzu»

wählenden VerwaltungsrateS (Proportionalwahl) dor sich gchcn kennen, sallZ
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Gewähr dafür geboten wird, dnsz die Znsammenfeizung dcs VcrwaliungSrats

den, Miilcn dcr Versicherten enifpricht. Die gewählter, Vertrauens»

„„inner zur A„gcs!cU!c„vcrsichcru„g gcbcn nach der inzwischen vollzogenen

Aenderung des GcfcneS lein wirkliches Bild des Willens dcr Versicherten.

Es niubtci, dcShaib Nrwabie» zum Verwaliungsrat vorgeschlagen werden.

Tcr Entwurf dcs RAM. sür AusführungSbestimmunge,, zur Arbeitszeit»

Verordnung zeigte cinc wcitcrc crhcblichc Vcrfchlechlerung der Verordnung

. leibst. Tcr AfA-Bund hol dem RAM. nm S. Februar seine Bedenken und

Abänderungsvorschläge zu dcm Regierungseniwurf übermittelt. '

Angesichts dcr Gefahr, dafz das RcichSnrbcitSminisierium beabsichtigt. >-!e

Gcwcrbc und KausmannSgcrichtc in den Amtsgerichten ausgehen z„ lnsscn.

wnrdc uuter dem 5. Februar dcr Arbcilsminifter in eincm dringlichen Schreiben

der sreien Gewerkschaften dnrans aufmcrlsam gemacht, daß die Arbcilcr „nd

Angestelllen dcn Raub dcr Gcwcrbc» und jiausmannsgerichtc nicht ruhig hin»

ncbmcu würdcn.

Zü der letzten Verordnung übcr die Erwerbslosenfürsorge ha! dcr AfA»

li'uud dci, NcichSiagSvaricie« formulierte Abänderungsvorschläge, insbesondere

zur Frage unbezahlter Zwangsarbeit der tintcrstüiNcn. unlcrbreitct, über die

bci den bcvorsichenden Pcratnngen des Plenums entschieden wcrdcn wirö.

Gegen dic Absicht dcS Reichsarbeitsministers, dic j!ur,zarbciler„ntcrstüb„ng

für andere als ocwerbiiche Unternehmungen, als« auch sür die Angestellten

der Gcwcrlschastcn auszuschiicszen, sind Einwendungen seitens dcs AfA-Bundes

I,i2?t erhoben wordcu.

Tcr ?!eichSvcrIcbrsminister wurde aufacsordert, sür dic Zeitkarten zum Vcr»

Ichr ,'wischcu Wohnung und Arbeitsstelle eine PrciScrmäszigung cintrctcn zn

lassen.

Bri dcr Rcichsarbcstsvcrwaltimg ist der AsA-Bund gcgcn dic beabsichtiaie

Nuibcbung dcs K iü und die damii verbundene Schädigimg der im ArbeitS-

«achlneiS aus Privaidienstvertrag tätigen Angestellten vorstellig gcwordcn:

desgleichen gcgcn dic Bildung bclouocrcr Einrichtungen zur Untcrbringnng

icn Beamten in private Wirtschastsunternehmnngen, die eincr teilweise»

-.liN'crlrastscdung dcS Arbciisnachwcisgcscbcs gleich kämen,

Ter. Ansschnsz sür Jachabteilungc» und nichtacwcrbsmäszige Arbeiisnnchweise

drr Sieichsarbcitsvcrivaltüng hat im Bcrichtsmcnst getagt.

Wohimngswlscn.

Tie, SpiKeuvcrbündc bcsafzien sich in mehreren Sitzungen mit Anträgen

vuf Einteilung cincs Volksbegehrens.«ur Regelung dcr Wohn» und Boden»

Wirtschaft. Zur dritte» SIeuernvivcrordnung ist der Etandpunlt der Gewerk¬

schasten dargclcgt wordcu. Jn eincr umsangrcichen Eingabe verlangen die

Gewr, lauste,, einen ihren Fordcrnngcn' entsprechenden Gesetzentwurf.

Bildungsfrogrn.

T:c Bildimgeausschüsse des ADGB. und AfA»BundcS befchöftioten sich mit

einzeln«, Volkshochschulen, ihrem Lehrplan, der Nergüiung der Büchcrbcschas»

sung au die Cchlllcr und der Zentralisierung dcr Schülcrauswahl in dcn

G^wrr'ichaitcn.
Lohupolitik.

Ter Lobupoüüsche Ansschnsz halte zu dcr Osfenslbc dcr Vereinigung dcntschcr

SrbeiigkberverbSnde gcgcn die Tarisverträge und' das staatliche Schlichtungs» ,

Ircscu Stellung zu nehmen, ES war notwendig, neben der GewcrlschnstSvresse

auch die Tagespreise mit dem Material zu versorgen, auS dem die uslcnc

Gric, cSsabotlige dcr organisierten Unternehmer «egenübcr den Schlichtungs»

ni^ichiisse» herborgcht. Cchiicblich ist auch auf dcn Reichstag ei»»c!virit

wordcu. um, dic Ncgicrun,: Iibcr ihre Haltung zu dies in Kainvfmasznahmcu

Zics liulcrnchmrrtuiiis zu iulcrpcllicrcn.

SI« Organisierung cincr Bcrichicrstattung über die Lohnbewegungen der

n».!,n',blo>s,.,!e» Verbände, dic Herstellung von zwcckmSfzigcn Berichtsformu»

larcn dcr Rcichsarbcitsvcrwaliung, dic FefistcNnng dcs Begrisss geniein»

«öliger Betrieb „nd dic Stellung zur Nrbcitszeiiverordnung in Tarif»«»

Häufungen wnrcn gleichfalls Gegenstand dcr Arbcitsflizungen dcs Lohn»

politische» Ausschusses.
Ti>' Lcmühunge», das Reichsarbeitsministerium zum Eingreisen gegen dic

Tarisverlragssabolage cinzclncr örtlicher Unternchmcrorganifationcn zu vcr»

n»I'.,isen, h^ben leinen bcsricdigendcn Erfolg gezeitigt.

Reichs», Staats» «nd Gcmcindcbctrlcbe.

Für die Augcslelltcn der Sozialversicherung muszicn bcim RAM. die An»

«risse gcgc» das Arbciis» n»d Tarifrccht zurürlgeiviesen und ein Tienfirccht

«rsordert werdcn, duS grundsätzlich dcm allcr anderen Pridntangcstclllei, gleich

ist. ^u, Zusauimcnhnnn damit wurde erneut die Unantaltbarleit dcs Selbst»

dcrwa!,,!Ngsr«<itS der Vcrsicherungsträger geilend gemacht.

Mit dem Reichssinanzministerium haben zweimal Verhandlungen dcr

Svir: „verbände Mcr dic AuSsUhrungsbcsliuiiNungc» zur Personalabbau»«!»

ordnung stattgefunden. Tic dem AfA-Bund angeschlossenen Verbände von

Nrhi'rdcnnngejicllic», dcr GdA, und der Reichsverband der deutschen Volks»

wir!' l)?.bcn in ciner gemeinsamen Eingabc Abänderungsvorschläge unter»

Ircii.j. Tas RcichSsiuanzministcrium machte leine ausreichenden Zngcstünb»

„ii'e. Tie Gcwcrllchastcn vcriangtcn immiiielbare Verhandlungen mit dem

Sicich^anzler.

klin !t>. Fcbrunr warcn dic Spiizcnvcrbände beim Reichskanzler, wo neben

dcu, V.csonalabbn», die unzulängliche Beamlenbesoldung, die Uriaubsvcr»

Zür.nug und dcr Ncunsiundentag Gegenstand dcr Verhandlung waren, Dcr

Reichskanzler bcanlworicle in seiner wenig intcressnnicu Rede u. n. zum

ZI''/rsonaI„bbau: Tie gewerkschaftliche Tätigkeit dürfe Ici» Grund für Abbau

sei». Der Wunsch nach unparteiischen Schiedsstellen solle gevriist wcrden.

Zur wcitcrcn Bcraiiing übcr Fragen der allgemeinen Vedrulung dcr Pcr-

Ivuaiabuauverordnnng ist nunmchr ei» besonderer Ansschnsz der Spijzenorgn-

nisaüoncn gebildet worden, den, seitens dcs AsA»Bundes die Kollegen Hausz»

Herr und Hosmann nngehbren. Tcr Ausschutz ist vom Ncichsfiiianzininistkrium

uuerlunut,
'

Tcr Vcrsuch dcS Rcichsverkchrsminisiers, die Orgnnisaiioncn dcr Eisen»

I>abucr zur Acndcrnng ihrcr Satzungen im Sinne eincs Verzichtes aus das,

Strci'rech! zu vernnlnsscii, wurde vou den freigewerlschastlicheu Spitze» als

ri!,,' Augelcgeuheit dcr gcsamtc,, Arbcitnehmerschnst crlIS i. ADGB.. AfA»
Bund und ADB. sind in ihre» Bclvrcchuugcn bei dem bis.,erige» Standpunkt

verdürben, d»sz ein grundsählichcr Verzicht aus das Slreilrecht weder von den

Vemnic» „och vvn Angestellten oder Arbcitcrn verlangt werden Ian». Für

die Anwendung von Streiks in vffcniiichen Betrieben gellen die bckvnnlcn

ncwcriichaftlichc» Richtlinien, wonach znr Proklamier»«« dcs Streiks iii

solche,, Betricbcn dic Rnstiminung dcr Spitzcnoraanisaiionen crfordcrlich ist.

Mit dem RcichsverkchrSmiiiistcr wcrdc» dic Vorstünde dcs ADGB,. des AfA»
L'MidcS u,,d des ADB. in diesem Sinne verhandeln und cine Aushebung

sci,irr Absicht aus Savuugsändcrungen verlangen.

Orgnnisationefragen.

Wege» des AnfchlusscS des Faltorcn-BundcS an eine Svlhcnoraanisation
habc» ,uit de» zuständigen Sicllen BcfprcchllN'ien stattgefunden. Des wci»,
tcrru waren Grenzsircilinkciien zwischen einzelnen Vcrbändcn des ADGB.

und dcs AfA-Bundes zu schlichten. Die Tätigkeit des AfA.Bergbau°Beirals
ist »om AfA-Vorstand geregelt worden ,

Dcn Bezirks» und Ortskartellcn ist durch Rundschreiben Rr. 3 ausreichendes
Material Übermittelt wordcn zur Durchorganisicrun« der Kartelle und ssisti»
gung der sreigewerkschastlichen Angestelltenbewegung.

Vorstand.

Dcr AfA-Bundesvorstand hat sich u. a. mit der Abhaltung des Internatio»
nalen Cewcrkschaftskostgrcsscs in Wicn, cines internationalen Änti»Krieas,Tages,
der in nllen Ländern für dcn. Scvtcmber I«24 vorgesehen ist. ciner Konferenz
des JGB. betr. Wandorungswcse,, in Prag und eines Kongresses der Inter»
liallonalcn Vereinigung sür gesetzlichen Arbeilerschuv beschäftigt und die Be»

teiligung an diesen Veranstaltungen beschlossen. -
,

„.

-

Gclcgenllich der Erörterung zu der Stellungnahme des AsA»Bundes zu den

Rcichstagswahlen hat der AfA°Vorftnnd einstimmig scine ablehnende Haltung
znr Gründung oder lintcrstiivnng irgcndwcichcr Gcwcrkfchnfisparteicn ans»

'drücklich fcstgcstcllt.

Ortskurkeli Berlin.

Die Weschöfissteve des Ortskartclls Berlin ist ab 25. ssebruar d. I. von

'

Bcrlin SW. «l, Belle-Alliance-Str. 7—1», nach Berlin EO. 1«, Engelufer 24—W,

Eemcrkschastshaus. Aufgang 4. Stock tsscrnsprccher: MoriiZVlatz IIS»») ver»

legt Worden.

Dcr Tod hat In der iektcn Zeit inncrhalb dcr deutschcn AnnestcUten.

und Arbcitcrbemcguug reich« Ernte gehalten. Wiederum beklagen ivir

dcu Bcrlust eines ebenso befähigt:», wie entschlossenen ssllhrcrs und

Kämpfers unscrcr freien EeWerkfrliasten.

Sranz Krügcr

ist an, !>. ssebruar im 37, Lebensiahre den Leiden eincr schmeren Nerven»

lahmung erlegen. Die Angestellten und Beamten habe» eine» Ihrer nach

ssähigkcit und Charakter zur ssiihrung bcruscnstcn Kollegen In einem

Augenblick verloren, in deni wir Männer von solchcr Klugheit, Tatkraft

und hinreifzender Rednergabe nötiger denn ie bedurft hättcn.

Wenn sich ssranz Krüger in dcn Icjzten Jahren, seit 1S18 auch vor»

wiegend der Politischen Betätigung hingegeben hatte, so bleibt uns doch

sein langiährigeg Wirken in der freigewerkschastlichen Anziestelltiri»

bewegung unvergess«,,. Er war Bahnbrecher für die gewerkschaftliche

Organisierung .der Bureauangestellten, früher Im Bcrband dcr Bureau»

angestclltcn, spätcr nach crsolgtcr ssuslon im gcntraiverband dcr Ange»

stellten. Weit iibcr dcn Rahmcn scincr engeren Berufsgcnosscn hinaus

hat dieser echt proletarische Kämpfer aber auch frühzeitig fiir dcn Iu»

sammenschwf, der Angestclltcn aller Beruse gearbeitet »nd gestritten.

Während der Kricgszeit, als sich das Unternehmertum unter die ssittiche

der Militärgeioalt slUchtctc, sinden mi: ssranz Krüger in der ssiihrung

der ersten grofzen gemeinsamen LoKnkämvie aller Angestellten dcr Ber»

lincr Metallindustrie, ssrei von sedem Verbandsegoismus, unberührt

von all den damals in dcr Angestelltenbewegung noch herrschenden klein»

lichen AgiiaiionsrUcksichtcn zeigte cr den unterdrückten und ausgebeutete»

kaufmännischen, technischen und BurcaU'Angcsiclltcn damals, das, die Ver»

wirklich!,»« dcs Solidariiätsgedankcns weniger durch Sahungen. Vcr»

sassiingsbcstimmungen und Kortclle von oben, als vielmehr durch di«

natürliche Kainpfgrmeinschaft dcr Berufsgruvpcn innerhalb dcr Betriebe

und dcr Industriezweige von unten herauf kommt.

^ Dicser Organisator der Bureauangestellten, der insbesondere auch das

Bchördenpersonal ivechgerufcn und aufgeklärt hat, hat dann auch der

iunqcn AsA'B:mcgung seinen Rat und seine Unterstützung nie versagt.

Es war ihm möglich, als riihrigcs Beiratsmitglied dcs gcntralvcrbandes

ber AnaestcUtcn immcr wiedcr im Sinne dcr VcreinhrMichl'na unserer

Ecsamtbcwcgung erfolgreich wirken zu lönnrn.

Abcr auch später, als ssranz Kriigcr in dcn «ordcrsicn Reihen der

politischen Arbeiterbewegung Deutschlands stand, hatte cr scin« engere»

Bcrussgcnosscn und ihre Leiden keineswegs vergessen. In dcn Tagen des

Kopp-Putschis war cs den ssmiküoniircn dcs AfA-Bundes vergönnt, Tag

und Nacht mit ssranz Kriigcr sür die Befreiung der Republik von den

U 'surpotorcn Kapp.LUttwij, knmpscn zn dürfen. Ihn kümmerte damals.

<i,s sich manche „Revolutionäre" verkrochen hatten, kein Schieszerlan

gegen die ssilhrer des Generalstreiks^' Hätten wir cs uicht schon vorher

gemufit, so würden wir ihn damals als dcn uncrschrockencn ssreiheits»

lampscr in feiner ganzen Eröfze kenncngelcriit haben. Als im ssrtihiahr

.19!» die Angestellten dcr Berliner Metallindustrie und des Berliner Bank»

«everbes ihren heldenhasten Streik lim das Mitbestimmungsrecht jiesMrt

haben, erschien mlcdrrum ssranz Kriigcr als Politiker auf dcm Plan und

setzte sich bci den Verhandlungen erfolgreich fiir das Recht dcr -A/beit

Im Betriebe ein.

ssranz Krüger erfüllte persönlich die Bovausscdungcn, um »och zu

höherem politischcn Wirlcn berufen zu scin. Bci ihm durflen mir sichcr

s:in, das, cr in der aussteincndcn Linie seiner politischen Lzusbahn nie»

mals sein tiefes soziales und proletarisches Empfinden verlieren könnte.

Er wäre nie der reine Staatsmann qemordcn und stets der «chte ssreund

dcs Bolkes aeblicbrn. Bielleicht hätte der von Krankheit gcguälte

Iugendliche Kämpfer nnd Eliirmcr nach längcr lcbcn können, wenn er

jemals-an sich gedacht und sich nicht restlos, ohne jede Schonung seiner

angegrisscnen Gesundheit, dcn aufreibenden Kämpfen dcr unterdrückten

.Arbeiterklasse geopfert hätte. Das, er so handeln „n,s,te,-ist das wirkliche

Lcbcnsbild ssranz Krügers.
Wir wollni das Andenken an dcn enischlafcncn Ecwcrkschaktsfiihrer, an

den wahrcn Sozialistcn, dcr «in ganzer Mensch gewesen Ist. ehren «nd

bewahren. Indem wir seinen Spuren folgen, dis das angefangene Werk,

die Befreiung der arbeitenden Klasse, vollcndet ist.

Berlin, ssebruar ilS24. Der «sA»Borsta»d.
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